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Bonn, den 4. Mai 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr, : Verhütung von Verkehrsunfällen, die ihren Grund in 
mangelnder Sehschärfe von Verkehrsteilnehmern haben 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Besold, Höcherl 
und Genossen 
— Drucksache 2683 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich ini Benehmen mit dem 
Herrn Bundesminister des Innern wie folgt: 

Zu 1. und 2. 

über das Ergebnis der Repräsentativerhebung des Instituts 
Allensbach wurde ich durch die Fördergemeinschaft der Deut- 
schen Augenoptik unterrichtet. Ich betrachte das im Wege per- 
sönlicher Befragung der Kraftfahrer gewonnene Zahlenmate- 
rial als wertvolle Ergänzung meiner Unterlagen für eine etwaige 
Neuregelung der Vorschriften über die Feststellung der körper- 
lichen Fahrtauglichkeit. Ich weise jedoch darauf hin, daß die 
Untersudmng des Instituts die Sehtüchtigkeit allgemein betraf; 
hierzu zählen neben der Sehschärfe u. a. Nacfitblindheit, Farb- 
untüchtigkeit, überhöhte Licht- und Blendemphndlichkeit sowie 
ungenügendes Raumsehvermögen, Die von den befragten Kraft- 
fahrern eingeräumten Mängel der Sehkraft beziehen sich daher 
nicht notwendig allein auf die Sehschärfe. 

Zu 3. 

Die amtliche Unfallstatistik weist Mängel des Sehvermögens 
als Unfallursache nicht gesondert aus. xMängel dieser Art sind 
in der Gesamtposition der durch körperliche oder gesundheit- 
liche Behinderung verursachten Unfälle mitenthalten, deren 
Anteil, soweit dies durch die amtliche Unfallstatistik ausgewie- 
sen wird, nocli unter 0,5 v.H. liegt. Die Notwendigkeit einer 
Förderung der Sehleistung der zum Kraftfahrzeugverkehr zu- 
gelassenen Personen ist zwar anzuerkennen; ich teile jedodi 
nicht die Ansicht, daß die unzureidiende Sehtauglichkeit von 
erheblidier Bedeutung für das gesamte Unfallgeschehen ist. 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg lOfi 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon ö3551 
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Zu 4. 

Mir ist nicht bekannt, ob die österreichische Bundesregierung 
bereits über aufsdilußreidie Erfahrungen mit den neuen Vor- 
schriften über die Gewährleistung der Sehtauglidikeit der 
Kraftfahrer verfügt. 

Zu 5. 

Eine Anhebung des Niveaus der Sehtauglidikeit (einsdiließ- 
lich der Sehschärfe) der Kraftfahrer ist im Interesse der Ver- 
kehrssidierheit geboten. Ich bemühe midi seit längerer Zeit 
in Zusammenarbeit mit anderen europäischen Staaten und mit 
den Bundesländern, hierzu erforderliche, ausreichende und 
praktikable Maßnahmen festzulegen. 

a) Auf Antrag des Bundesministers für Verkehr befaßt sich 
die Europäische Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) 
bereits seit zwei Jahren mit der Förderung der Sidierheit 
im Straßenverkehr. Auf Empfehlung der unter deutschem 
Vorsitz stehenden vorbereitenden Arbeitsgruppe für Straßen- 
verkehrssicherheit sprach sich der Rat der Verkehrsminister 
auf seiner 12. Sitzung am 5. Oktober 1960 in Den Haag 
dafür aus, 

„eine der Ausstellung des Führerscheins vorausgehende 
ärztliche Untersuchung für Fahrer von Kraftomnibussen 
und Kraftdroschken und für Bewerber, die älter als 65 Jahre 
sind, sowie eine vereinfachte Sehprüfung, die durch den 
Prüfer abzunehmen ist, zur Pflicht zu machen.” 

b) Die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 898) geht davon aus, daß jeder Bewerber 
um eine Fahrerlaubnis und jeder Inhaber einer solchen die 
erforderliche körperliche Eignung besitzen muß. Die Zu- 
lassungsbehörden sind verpflichtet, hierzu von Amts wegen 
Ermittlungen anzustellen und ggf. die Fahrerlaubnis zu ver- 
sagen oder zu entziehen. Sie können zu diesem Zweck die 
Beibringung amts- oder fachärztlicher Gutaditen anordnen 
(§§ 2, 4 StVG, §§ 3, 9, 12, 15b, 15i, 15k StVZO). Der Sach- 
verständige oder Prüfer hat entsprediende Beobachtungen, 
insbesondere auch über das Sehvermögen, der Verwaltungs- 
behörde mitzuteilen (§ 11 Abs. 3 StVZO). Für Bewerber um 
eine Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderiing ist eine ärzt- 
liehe Begutachtung in jedem Fall vorgeschrieben (§ 15 e 
Abs. 1 Satz 3 StVZO). 

In Übereinstimmung mit den Ländern halte ich jedoch die 
Schaffung bundeseinheitlicher Richtlinien zu den §§ 3 und 
12 StVZO für erforderlich. Neben der Aufstellung eines 
Katalogs derjenigen körperlichen und gesundheitlichen Män- 
gel, die stets eine Begutachtung erforderlich machen, sollen 
auch die für die Gutachtertätigkeit in Frage kommenden 
Stellen festgelegt werden. Die zuständigen Referenten der 
Länder haben hierzu eine Kommission bestimmt, die zunächst 
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einen ersten Entwurf zu Richtlinien dieser Art erstellt hat. 
Zur Frage der Sehleistungsprüfung wird dort folgendes vor- 
geschlagen: 

„Die amtlich anerkannten Sachverständigen oder Prüfer 
sollen vor Beginn der Fahrprüfung feststeilen, ob der 
Bewerber das — einzeilige oder zweizeilige — amtliche 
Kennzeichen eines Kraftwagens (Anlage V Abschnitt c 
zur StVZO) bei gutem Tageslicht auf eine Entfernung 
von , . . Metern lesen kann. Kann er das nicht, so ist Be- 
gutachtung geboten. Auf diese Sehprüfung soll audi in 
dem Merkblatt hingewiesen werden, das die Zuiassungs- 
stellen dem Bewerber bei Ausfüllung des Antragsformu- 
lars zum Erwerb einer Fahrerlaubnis aushändigen." 

c) Der Arbeitsausschuß des Länderausschusses Technische Kraft- 
fahrzeugüberwachung (LAK), der einen Entwurf zu „Ridit- 
linien für die Prüfung der Bewerber um eine Erlaubnis zum 
Führen von Kraftfahrzeugen" aufgestellt hat, ist der Ansicht, 
daß diese Sehprüfung mit Hilfe eines von der medizinisch- 
psychologischen Untersuchungsstelle und der technischen 
Prüfstelle für den Kraftfahrzeugverkehr des Technisdien 
Überwachungsvereins Bayern e. V. in Zusammenarbeit mit 
der optischen Firma Rodenstock-München entwickelten Test- 
geräts [vgl. unten e)] oder eines ähnlichen Geräts durch- 
geführt werden soll. Sobald die Erprobung des Geräts — etwa 
im Juni dieses Jahres — abgeschlossen sein wird, sollen die 
Richtlinien durch detaillierte Anweisungen an den Sachver- 
ständigen, bei welchem Ergebnis der Verwaltungsbehörde 
zur Anforderung eines ärztlichen Gutachtens zu berichten 
ist, ergänzt werden. Sollte es gelingen, das Testgerät zu 
einem mäßigen Preis herzustellen, so kann damit gerechnet 
werden, daß auch die Fahrschulen solche Apparate beschaffen 
und bei entsprechender Fehlleistung ihre Schüler unmittel- 
bar an einen Augenfacharzt verweisen, um ihnen den Ab- 
bruch der Prüfung zu ersparen. 

d) Im übrigen wurde einem Augenfadiarzt ein Forschungsauf- 
trag zur Untersuchung der körperlichen Tauglichkeit der 
Kraftfahrer im Bundesgebiet im Hinblick auf die Sehorgane 
erteilt. Im Rahmen dieser Untersuchung werden insgesamt 
12 000 Kraftfahrer überprüft. Mit dem Ergebnis kann bis etwa 
15. Juni 1961 gerechnet werden. 

e) Ich weise noch auf das Gutachten der Psychologisch-Medizi- 
nischen Untersuchungsstelle des Technischen Überwachungs- 
vereins Bayern e.V., München, vom 30. März 1960 hin. Dieses 
Institut nahm im Aufträge des Bayerischen Staatsministeriums 
des Innern zu der Frage Steilung, inwieweit die Maßnahme 
notwendig und gerechtfertigt ist, bei Bewerbern um die Er- 
laubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen obligatorisch eine 
augenfachärztliche Untersuchung durchzuführen. 

Für die Untersuchungen wurde das Rodatestgerät der Firma 
Rodenstock, München, verwendet, mit dem sich einige we- 
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sentliche Leistungen des Auges quantitativ erfassen -lassen. 
Es ergab sich, daß zwar absolute Vollsichtigkeit (Sehschärfe 
in die Ferne und in die Nähe mit jedem Auge einzeln wie 
auch beidäugig mindestens 90 v.H. der Norm ohne Brille) 
nur bei 33,8 v.H. der Untersuchten vorlag, daß jedoch die 
für den Kraftfahrzeugverkehr praktisch bedeutsame Voll- 
sichtigkeit (Sehschärfe in die Ferne beidäugig mindestens 
90 v.H. der Norm auch mit Brille) von 80,7 v.H. erreicht 
wird. Merklich sehbehindert waren nur 7,1 v.H. der Unter- 
suchten. In den Altersgruppen trat ein erheblicher Sehlei- 
stungsrückgang bei 40 Jahren ein; ein noch bedeutsamerer 
Leistungsknick wurde bei 50 Jahren erkenntlich. Das Insti- 
tut hält eine allgemeine obligatorische Untersuchung durcii 
den Augenfacharzt für nicht gerechtfertigt, sondern empfiehlt 
die Vorschaltung einer mit einfachen Mitteln durchzuführen- 
den Grobauslese. Diese könnte von dem prüfenden Ingenieur 
mit Hilfe eines Testgeräts vorgenommen werden und in Zwei- 
felsfällen zur fachärztlichen Untersuchung führen. Eine all- 
gemeine augenfachärztliche Untersuchung könnte höchstens 
bei einer höheren Altersgruppe in Frage kommen, etwa ab 
40, 50 oder 60 Jahren. 

f) Bei dem gegenwärtigen Stand der Forschung bin ich daher 
in Übereinstimmung mit den in der Europäischen Konferenz 
der Verkehrsminister vertretenen Staaten und mit den Bun- 
desländern der Ansidit, das jeder Bewerber um eine Fahr- 
erlaubnis einer einfachen Sehprüfung — u. U. mit Hilfe eines 
Testgeräts - unterzogen werden sollte. Entstehen dabei ir- 
gendwelche Zweifel an der ausreichenden Sehfähigkeit des 
Bewerbers, so wird in der Regel eine augenfachärztliche Un- 
tersuchung erforderlich sein. Das System der Grobauslese 
wird beispielsweise auch in den Vereinigten Staaten von 
Amerika erfolgreich angewandt und könnte für die Bundes- 
republik auf der Grundlage der bestehenden Rechtsnormen 
durch Richtlinien allgemein eingeführt werden. Eine darüber 
hinausgehende obligatorische augenfachärztliche Untersu- 
chung jeden Bewerbers halte ich im gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht für gerechtfertigt. 

Zu 6. 

Die Bundesregierung hat im Entwurf zum Gesetz zur Sidie- 
rung des Straßenverkehrs von 1952 als § 6a des Straßenver- 
kehrsgesetzes (StVG) eine Bestimmung vorgeschlagen, die zu 
einer periodischen Untersuchung aller über 50 Jahre alten 
Fahrer schwerer Kraftfahrzeuge führen sollte. Der Deutsche 
Bundestag hat diesen Gedanken jedoch nur in allgemeiner 
Form in den § 6 Abs. 1 Nr. 1 StVG übernommen. Ich bin zwar 
der Ansidit, daß auch diese Ermächtigung bestimmte gesetz- 
geberische Maßnahmen in Richtung auf eine körperliche Un- 
tersuchung der Inhaber von Fahrerlaubnissen ermöglichen 
würde; ich habe diese Frage auf Grund des Beschlusses der 
1. Gemeinsamen Straßenverkehrssicherheitskonferenz des Jah- 
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res 1954 eingehend im Benehmen mit den Ländern überprüft. 
Der Einführung einer allgemeinen periodischen Untersuchung 
aller Fahrerlaubnisinhaber stehen jedoch folgende Umstände 
entgegen : 

a) Die Zahl der Fahrerlaubnisinhaber in der Bundesrepublik 
liegt zwischen 11 und 12 Millionen. Es wäre ein nicht über- 
sehbarer organisatorischer und finanzieller Aufwand erfor- 
derlich, um wiederkehrende Untersuchungen dieses Personen- 
kreises sicherzustellen. 

b) Eine medizinische Definition der Fahruntauglichkeit fehlt. 
Ein untersuchender Arzt könnte zwar bestimmte Mängel 
feststellen, jedoch in zahlreichen Fällen ohne klare Richt- 
linien nur schwer auf Fahruntauglicbkeit erkennen. Die Auf- 
stellung solcher Richtlinien wird dadurch erschwert, daß 
erfahrungsgemäß körperliche Mängel durch die betreffenden 
Fahrer vielfach anderweitig ausgeglichen werden können, 

c) Die ärztlictien Untersuchungen müßten besonders eingehend 
und umfassend sein, damit ausgeschlossen wird, daß der 
Betroffene äußerlich nicht erkennbare gesundheitliche Män- 
gel verschweigen kann oder sich für die Untersuchung künst- 
lich — z. B. durch Einnahme von Drogen — in einen vorteil- 
haften Zustand versetzt, 

d) Endlidi ist zu berücksichtigen, daß angesichts der nicht sehr 
erheblichen Beteiligung körperlicher und gesundheitlicher 
Schäden an den Unfallursadien (unter 0,5 v. H.) der außer- 
ordentlich hohe Aufwand, der bei einer periodischen Pflicht- 
untersuchung eines jeden Fahrerlaubnisinhabers entstehen 
würde, unter Umständen besser an anderer Stelle der 
Straßenverkehrssicherheit nutzbar gemacht werden sollte. 
Zu befürworten ist jedoch — wie zu 5. aiisgeführt — ein 
Grobausleseverfahren zur Feststellung augenfälliger Mängel. 
Es ist grundsätzlich auch nicht abzulehnen, periodische Un- 
tersuchungen für den zahlenmäßig begrenzten Kreis der 
älteren Fahrerlaubnisinhaber einzuführen (etwa ab 60 oder 
65 Jahren); diese Frage wird weiter ernstlich überprüft. 

Zu 7. 

über entsprechende Maßnahmen und Gesetzesvorschriften an- 
derer verkehrsreicher Länder wird, sobald es gewünscht wird, 
berichtet werden; allerdings müssen dazu die erforderlichen 
Unterlagen zum Teil noch beschafft werden. 


Seebohm 



